
- 2 -

                                                                                      

Informationen
zur

dezentralen Abwasserbeseitigung
im Außenbereich durch

Kleinkläranlagen als Dauerlösung

Herausgeber: Kreis Minden-Lübbecke - Der Landrat -
Verantwortlich für den Inhalt: Umweltamt - untere Wasserbehörde -

Portastr. 13
32423 Minden

Stand:  November 2004



- 2 -

- 3 -

Inhaltsverzeichnis:

Seite:
1. Allgemeine Hinweise zur Abwasserbeseitigung 3

2. Wasserrechtliche Bestimmungen 4

3. Technische Vorschriften 5

4. Bau, Betrieb und Wartung von Kleinkläranlagen
a) Bau
b) Betrieb und Wartung
c) Schlammentsorgung

6
6
6
8

5. Wasserrechtliche Genehmigungsverfahren 8

6. Sanierungsmaßnahmen 9

7. Initiative ökologische und nachhaltige Wasserwirt-
schaft in NRW

9

8. Verfahrensbeschreibung von Kleinkläranlagen 10

8.1 Mechanische Behandlung 10

8.2 Biologische Behandlung 10
8.2.1 Tropfkörperanlage gemäß DIN 4261, Teil 2 11
8.2.2 Belebungsanlage 12
8.2.3 Biologische Behandlung durch Nachrüstung einer

vorhandenen Mehrkammerausfaulgrube
13

8.2.4 Pflanzenkläranlage 14

Anhang:
Antragsformular auf Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis/Genehmigung



- 3 -

- 4 -

1. Allgemeine Hinweise zur Abwasserbeseitigung

Die häuslichen Abwässer werden im Kreis Minden-Lübbecke von den Städten und Ge-
meinden überwiegend durch Kanalisationsnetze gesammelt und dann in Großkläranlagen
gereinigt. Rund 85 % der Einwohner sind an solche Systeme angeschlossen. Bei den
restlichen 15 % der Einwohner erfolgt die abwassertechnische Entsorgung über einzelne
Abwasserbehandlungsanlagen (Kleinkläranlagen) auf den jeweiligen Grundstücken. Im
Kreisgebiet Minden-Lübbecke werden z.Zt. 6.000 genehmigte Kleinkläranlagen betrie-
ben.

Es wird aufgrund der Streubebauung im Kreise Minden-Lübbecke nicht möglich sein,
alle Wohnhäuser in den Außenbereichen der Städte und Gemeinden an kommunale Ab-
wassernetze anzuschließen. Daher werden sich auch zukünftig weiterhin zahlreiche
Hauseigentümer auf den Betrieb von Kleinkläranlagen als Dauerlösung einstellen müs-
sen.

Die untere Wasserbehörde wird oftmals bei Planungs- bzw. Bau- und Sanierungsmaß-
nahmen von Abwasserbehandlungsanlagen um Beratung gebeten. Um diesem Beratungs-
und Informationsbedarf nachzukommen, wurde diese Informationsschrift erstellt.

Die nachfolgenden Abschnitte geben einen Überblick über die wesentlichen rechtlichen
und technischen Vorschriften, die im Zusammenhang mit dem Bau und Betrieb von
Kleinkläranlagen als Dauerlösung im Außenbereich zu beachten sind. Ferner werden ei-
nige hierfür grundsätzlich geeignete Abwasserbehandlungsverfahren kurz beschrieben.

Da der Gesetzgeber heutzutage höhere Anforderungen an die Abwasserbehandlung stellt,
sollten sich alle Betreiber von Kleinkläranlagen mit den nachstehenden Informationen
vertraut machen.

Zur Verbesserung der Reinigungsleistung von Kleinkläranlagen fördert das Land NRW
gegenwärtig den Bau von biologischen Reinigungsstufen, die der mechanischen Reini-
gung nachgeschaltet werden. Einzelheiten hierzu enthält Abschnitt 7.



- 4 -

- 5 -

2. Wasserrechtliche Bestimmungen

Pflicht zur Abwasserbeseitigung

Gem. § 53 Abs. 1 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswasser-
gesetz - LWG) haben die Gemeinden das auf ihrem Gebiet anfallende Abwasser zu be-
seitigen und die dazu notwendigen Anlagen (Abwasseranlagen) zu betreiben, soweit
nicht andere zur Abwasserbeseitigung verpflichtet sind. Die Abwasserbeseitigung im
Sinne des Gesetzes umfasst im Wesentlichen das Sammeln, Fortleiten, Behandeln und
Einleiten von Abwasser sowie das Entwässern von Klärschlamm. Zur Abwasserbeseiti-
gungspflicht der Gemeinden gehört auch das Einsammeln und Abfahren des in Klein-
kläranlagen anfallenden Schlamms und dessen Aufbereitung für eine ordnungsgemäße
Beseitigung.

Gem. § 53 Abs. 4 LWG kann die untere Wasserbehörde die Gemeinde auf ihren Antrag
widerruflich ganz oder teilweise von der Pflicht zur Abwasserbeseitigung für Grundstü-
cke außerhalb im Zusammenhang bebauter Ortsteile (Außenbereich) freistellen und diese
Pflicht auf die Nutzungsberechtigten der Grundstücke übertragen, wenn eine Übernahme
des Abwassers wegen technischer Schwierigkeiten oder wegen eines unverhältnismäßig
hohen Aufwandes nicht angezeigt ist, das Wohl der Allgemeinheit der gesonderten Ab-
wasserbeseitigung nicht entgegensteht und der Nutzungsberechtigte eine Abwasserbe-
handlungsanlage (Kleinkläranlage) betreibt, die den allgemein anerkannten Regeln der
Technik entspricht.

Kleinkläranlagen als Dauerlösung im Außenbereich

Der Runderlass des Ministeriums für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft NRW
(MURL NRW) vom 06.12.1994 (heute Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz NRW - MUNLV NRW) legt fest, dass Kleinkläranla-
gen unter den Voraussetzungen des § 53 Abs. 4 LWG (s. oben) eine auf Dauer zulässige
Form der Abwasserbeseitigung im Außenbereich darstellen.

Einleitungserlaubnis

Das in einer Kleinkläranlage gereinigte Abwasser wird in der Regel in ein Gewässer
(oberirdisches Gewässer oder Grundwasser) eingeleitet. Hierfür hat der Nutzungsberech-
tigte des Grundstückes eine Erlaubnis bei der unteren Wasserbehörde zu beantragen.
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Gem. § 7 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) gewährt eine Erlaubnis die widerrufliche
Befugnis, ein Gewässer zu einem bestimmten Zweck in einer nach Art und Maß be-
stimmten Weise zu benutzen; sie kann befristet werden.

Gem. § 7 a WHG darf eine Erlaubnis für das Einleiten von Abwasser nur erteilt werden,
wenn die Schadstofffracht des Abwassers so gering gehalten wird, wie dies bei Einhal-
tung der jeweils in Betracht kommenden Verfahren nach dem Stand der Technik möglich
ist.

Anlagengenehmigung

Gem. § 58 Abs. 2 LWG bedürfen Bau, Betrieb und wesentliche Änderungen einer Ab-
wasserbehandlungsanlage der Genehmigung durch die zuständige Behörde. Für serien-
mäßig hergestellte Kleinkläranlagen, die über eine Bauartzulassung oder über eine allge-
meine bauaufsichtliche Zulassung verfügen, entfällt für diesen Teil der Abwasserbe-
handlungsanlage die Genehmigung durch die untere Wasserbehörde. Für die Errichtung
und den Betrieb von Kleinkläranlagen gelten die allgemein anerkannten Regeln der
Technik (§ 18 b WHG).

3. Technische Vorschriften

Mit dem Runderlass des MURL NRW vom 25.11.1991 wird die Norm DIN 4261, Teil 1
bis Teil 4, als allgemein anerkannte Regel der Abwassertechnik eingeführt und bekannt
gemacht.

In Gebieten, in denen zur ordnungsgemäßen Bewirtschaftung der Gewässer weitergehen-
de Anforderungen erforderlich sind, sind ergänzende Maßnahmen zu den in Teil 1 oder
Teil 2 der DIN 4261 beschriebenen Anlagen notwendig. Hierüber entscheidet die untere
Wasserbehörde.

Die DIN 4261 gilt für Kleinkläranlagen, denen das im Trennverfahren erfasste häusliche
Schmutzwasser aus einzelnen oder mehreren Gebäuden mit einem Schmutzwasserzufluss
von max. 8 m³/Tag zugeführt wird. Das entspricht dem täglich anfallenden Schmutzwas-
ser von etwa 50 Einwohnern.
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Der Kleinkläranlage dürfen insbesondere nicht zugeführt werden:

- gewerbliches Schmutzwasser, soweit es nicht mit häuslichem Schmutzwasser ver-
gleichbar ist,

- Fremdwasser (z.B. Dränagewasser),

- Kühlwasser,

- Ablaufwasser von Schwimmbecken,

- Niederschlagswasser.

Kleinkläranlagen für Wohngebäude sind nach der Einwohnerzahl zu bemessen. Je Wohn-
einheit mit einer Wohnfläche von über 50 m² ist mit mindestens 4 Einwohnern und je
Wohneinheit bis 50 m² mit mindestens 2 Einwohnern zu rechnen.

Ferner enthalten die Merkblätter Nr. 23 „Abwasserbehandlung in Pflanzenanlagen“ und
Nr. 3 "Abwasserbeseitigung im Außenbereich (Kleinkläranlagen)" des Landesumwelt-
amtes Nordrhein-Westfalen (LUA NRW) technische Regelungen für Bemessung, Bau
und Betrieb von Kleinkläranlagen.

4. Bau, Betrieb und Wartung von Kleinkläranlagen

a) Bau

Bei der Errichtung der Kleinkläranlage sind die allgemeinen Baugrundsätze der DIN
4261, die Einbaubedingungen des Herstellers sowie die Auflagen und Bedingungen
der wasserrechtlichen Genehmigung zu beachten.

Die Abwasserbehandlungsanlage bedarf vor ihrer Inbetriebnahme der Abnahme
durch die untere Wasserbehörde.

b) Betrieb und Wartung

Betrieb und Wartung von Kleinkläranlagen richten sich nach der DIN 4261, Teil 3
und 4, den Merkblättern Nr. 3 und Nr. 23 des Landesumweltamtes NRW, den Aufla-
gen der wasserrechtlichen Genehmigung und der Bauartzulassung bzw. der allgemei-
nen bauaufsichtlichen Zulassung sowie der Betriebsanleitung.
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Der Betrieb einer Kleinkläranlage umfasst die ständige Funktionskontrolle durch den
Betreiber (Eigenkontrolle) und die Wartung durch eine von ihm beauftragte qualifi-
zierte Person. Unter Funktionskontrolle versteht man die vom Betreiber ständig oder
in regelmäßigen Abständen durchzuführenden Beobachtungen, inwieweit die Anlage
ordnungsgemäß läuft.

Die Wartung der Kleinkläranlagen ist vom Hersteller oder von einem anderen Fach-
mann durchzuführen. Die Wartung umfasst umfangreiche Arbeiten und Untersu-
chungen zur Sicherung der Betriebsfähigkeit und Aufrechterhaltung der Betriebssi-
cherheit im größeren Zeitabständen.

Die einzelnen Bauteile einer Kleinkläranlage unterliegen ständigen Beanspruchun-
gen. Es muss insofern während des Betriebes mit einem Verschleiß gerechnet wer-
den. Die hierdurch bedingten Unterhaltungsarbeiten sind von Fachfirmen auszufüh-
ren.

Betrieb und Wartung sind grundsätzlich so einzurichten, dass

- alle Anlagenteile, die der regelmäßigen Wartung bedürfen, jederzeit zugänglich
sind.

- Belästigungen und Gefährdungen der Umwelt nicht zu besorgen sind, was be-
sonders für die Entnahme, den Abtransport und die Unterbringung von Schlamm
und Schwimmschlamm aus Kleinkläranlagen gilt.

- die Kleinkläranlagen in ihrem Bestand und in ihrer bestimmungsgemäßen Funk-
tion nicht beeinträchtigt oder gefährdet werden.

- das für die Einleitung vorgesehene Gewässer nicht über das erlaubte Maß hinaus
belastet oder anderweitig nachteilig verändert wird.

- keine nachhaltig belästigenden Gerüche auftreten.

Für den Betrieb, die Wartung und die Schlammentnahme hat der Planverfasser oder
der Hersteller der Anlage eine Anleitung aufzustellen und dem Eigentümer der Anla-
ge auszuhändigen.
In einem Betriebsbuch sind für Anlagen mit Abwasserbelüftung die Ergebnisse der
Eigenkontrolle einzutragen und die Wartungsberichte einzufügen. Auf Verlangen ist
der unteren Wasserbehörde das Betriebsbuch vorzulegen.
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c) Schlammentsorgung

Die Städte und Gemeinden im Kreise Minden-Lübbecke führen die Schlammentsor-
gung der Kleinkläranlagen durch. Sie bedienen sich hierzu meist eines Dritten (Ent-
sorgungsunternehmen). Kleinkläranlagen sind entsprechend den Wartungsergebnis-
sen (Schlammspiegelmessung) zu entschlammen und zu entleeren.

5. Wasserrechtliche Genehmigungsverfahren

Die ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung stellt einen wesentlichen Bestandteil der Er-
schließung eines Baugrundstücks dar. Daher ist diese im Allgemeinen im Rahmen von
Neu- und Umbaumaßnahmen an Wohnhäusern nachzuweisen. Die notwendigen Geneh-
migungen bzw. Rechte sind bei den zuständigen Behörden wie folgt zu beantragen:

A. Wenn an einen vorhandenen Schmutz- oder Mischwasserkanal der Stadt/Gemeinde
angeschlossen werden kann, ist

- ein Antrag auf Anschluss der abwasserbeseitigungspflichtigen Stadt/Gemeinde
vorzulegen. Inhalt und Umfang des Antrages werden von der jeweiligen
Stadt/Gemeinde festgelegt.

B. Wenn keine Möglichkeit zum Anschluss an ein Kanalisationsnetz besteht, ist

- ein Antrag zum Bau und Betrieb einer Kleinkläranlage der unteren Wasserbehör-
de des Kreises Minden-Lübbecke vorzulegen. In diesem Antrag ist mit darzu-
stellen, wie und wohin das gereinigte Abwasser abgeleitet werden soll.

Wenn der Antragsteller

a) die Benutzung eines oberirdischen Gewässers oder des Grundwassers plant, ist
hierfür die Erlaubnis zur Gewässerbenutzung mit zu beantragen.

b) die Benutzung einer Anlage eines Dritten - z.B. Wegeseitengraben, Rohrleitung
und dergl. - plant, hat er dem Antrag einen entsprechenden Gestattungsvertrag
beizufügen.
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Anträge an die untere Wasserbehörde können formlos gestellt werden. Es wird jedoch
empfohlen, Vordrucke der unteren Wasserbehörde zu verwenden, die beim Umweltamt
des Kreises Minden-Lübbecke vorgehalten werden (s. auch den Anhang zu dieser Infor-
mationsschrift).

Die Anträge sind in 4facher Ausfertigung einzureichen. Die erforderlichen Antragsun-
terlagen sind auf der Rückseite des Antragsvordrucks aufgelistet.

Amtliche Lagepläne sind beim Kataster- und Vermessungsamt des Kreises Minden-
Lübbecke zu erhalten.

Die Anträge werden in einem Verwaltungsverfahren geprüft.

Die wasserrechtlichen Genehmigungen bzw. Erlaubnisse stehen unter dem gesetzlichen
Vorbehalt des Widerrufs. Die Bescheide werden befristet. Sie sind gebührenpflichtig. Die
Gebühren werden auf der Grundlage der Allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung des
Landes Nordrhein-Westfalen erhoben.

6. Sanierungsmaßnahmen

Die untere Wasserbehörde führt im Rahmen der Gewässeraufsicht Kontrollen durch, bei
denen u.a. überprüft wird, ob die Abwasserbehandlungsanlagen den allgemein aner-
kannten Regeln der Abwassertechnik entsprechen. Wenn festgestellt wird, dass Klein-
kläranlagen anpassungs- oder sanierungsbedürftig sind, werden die Betreiber von der
unteren Wasserbehörde aufgefordert, die notwendigen Maßnahmen innerhalb einer be-
stimmten Frist durchzuführen. Hierbei kann auch Verwaltungszwang angeordnet werden.

7. Initiative ökologische und nachhaltige Wasserwirtschaft in NRW

Im Rahmen der „Initiative ökologische und nachhaltige Wasserwirtschaft in NRW“ ge-
währt das Land Zuwendungen für ausgewählte Maßnahmen zur Erfüllung der Abwasser-
beseitigungspflicht in NRW. Der Förderbereich 8 dieser Initiative hat die Verbesserung
der Reinigungsleistung bei Kleinkläranlagen zum Gegenstand.

Zuwendungsfähig sind die Ausgaben für den Bau einer zusätzlichen, kontrollierbaren,
den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechenden biologischen Reinigungs-
stufe, wie z.B. Pflanzenkläranlage, Abwasserteich, Tropfkörper- oder Belebungsanlage,
die der mechanischen Abwasserbehandlung nachgeschaltet wird. Nicht gefördert werden
Verrieselungen, Sandfiltergräben und -schächte. Eine mechanische Reinigungsstufe gem.
DIN 4261 Teil 1 muss bereits vorhanden sein oder im Rahmen der Anlagensanierung mit
errichtet werden.
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Die Zuwendung beträgt je angeschlossenem Bewohner mit Erstwohnsitz 375 €, wobei
die Zuwendung auch bei weniger als 4 angeschlossenen Bewohnern je Anwesen min-
destens 1.500 € beträgt.

Förderanträge sind bei der örtlich zuständigen Gemeinde zu stellen. Weitere Informatio-
nen sind bei den Gemeinden sowie bei der unteren Wasserbehörde des Kreises Minden-
Lübbecke erhältlich. Die Förderrichtlinien treten nach dem derzeitigen Stand am
31.12.2005 außer Kraft.
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8. Verfahrensbeschreibung von Kleinkläranlagen
8.1 Mechanische Behandlung

Mehrkammerausfaulgrube nach DIN 4261 Teil 1

Nach DIN 4261 Teil 1 werden Mehrkammerausfaulgruben mit einem spezifischen Volumen
von 1.500 l/E bemessen. Die Mindestgröße beträgt 6.000 l. Dies bedeutet, dass diese Mindest-
größe für bis zu 4 Einwohnern geeignet ist.

In der Mehrkammerausfaulgrube werden ungelöste, absetzbare und aufschwimmbare Stoffe
abgeschieden.

Der Mehrkammerausfaulgrube ist eine biologische Behandlungsstufe nachzuschalten.

8.2 Biologische Behandlung

Die biologische Behandlung ist nach der mechanischen Behandlung die zweite Stufe der
Abwasserreinigung.
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8.2.1 Tropfkörperanlage gemäß DIN 4261, Teil 2

Tropfkörper bestehen im Wesentlichen aus grobkörnigem porösen Material, auf dem
sich der sog. biologische Rasen als Träger der biologischen Reinigung bildet. Dieser
Rasen enthält die Mikroorganismen, die aus dem über dem Tropfkörpermaterial verrie-
selten Schmutzwasser die gelösten Inhaltsstoffe aerob, d.h. unter Gegenwart von Sauer-
stoff, entfernen.
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8.2.2 Belebungsanlage

Im Gegensatz zum Tropfkörper befinden sich die Mikroorganismen bei einer Bele-
bungsanlage im sog. belebten Schlamm (Belebtschlamm) im Belebungsbecken. Durch
den mechanisch eingetragenen Luftsauerstoff werden zum Einen die Mikroorganismen
mit Sauerstoff versorgt und zum Anderen wird hierdurch der Belebtschlamm in Schwe-
be gehalten. Im Rahmen ihres aeroben Stoffwechsels entfernen die Mikroorganismen
gelöste Inhaltsstoffe aus dem Abwasser.

Belebungsanlage gemäß DIN 4261, Teil 2
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8.2.3 Biologische Behandlung durch Nachrüstung einer vorhandenen Mehr-
kammerausfaulgrube

Wenn eine Mehrkammerausfaulgrube sich noch in einem guten baulichen Zustand befin-
det und ein der angeschlossenen Personenzahl entsprechendes Volumen aufweist, kann
diese Anlage durch eine Nachrüsteinheit zu einer biologischen Kläranlage nachgerüstet
werden.

Von den verschiedenen Firmen wurden hierfür Nachrüstanlagen mit unterschiedlicher
Wirkungsweise angeboten. Die nachfolgende Abbildung zeigt beispielhaft einen derarti-
gen Nachrüstsatz.

Nachrüst- und Umbausätze nach DIN 4261 für Kleinkläranlagen

Mehrkammergrube in Einbehälterausführung

vorh. Mehrkammerausfaulgrube

Draufsicht

Nachrüst-Umbausatz

Seitenansicht
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8.2.4 Pflanzenkläranlage

In Pflanzenkläranlagen wird Abwasser einem mit besonderen Sumpfpflanzen besetzten
Bodenkörper zugeführt, um diesen in horizontaler oder vertikaler Richtung zu durchflie-
ßen.

Folgende Wirkungen werden den Pflanzenanlagen zugeordnet: Sumpfpflanzen dringen in
den Boden mit ihrem Wurzelgeflecht bis zu etwa 1,0 bis 1,2 m tief ein, lockern ihn auf
und erhöhen seine Wasserdurchlässigkeit. Sie besitzen ein luftleitendes Röhrensystem, ü-
ber das Sauerstoff von den Wurzeln in den umgebenden Bodenkörper abgegeben wird, so
dass biochemische Abbauvorgänge vollzogen werden.

Um insbesondere der Verschlammung eines Pflanzenbeetes entgegenzuwirken ist eine
mechanische Vorbehandlungsstufe (Mehrkammergrube) vorzuschalten.
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Name, Vorname: .............................................................. .................................., den ................

Straße, Haus-Nr.: ..............................................................

Wohnort: ..............................................................

Bauort:                 ...................................... Straße, Haus-Nr.:
.......................................................................

Kreis Minden-Lübbecke
- untere Wasserbehörde - 
Postfach 25 80

32382 Minden

A n t r a g  auf Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis / Genehmigung

Hiermit beantrage ich

die Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis gem. § 7 WHG zur Benutzung eines Gewässers

u n d  /  o d e r

die Erteilung einer wasserrechtlichen Genehmigung gem. § 58 LWG für den Bau und Betrieb

einer Abwasseranlage.

Die Abwasserbehandlungsanlage wird von ........ Familie(n) mit zusammen ....... Einwohnerwerten (EW) genutzt.

Sie besteht aus

� Belüftete Abwasserbehandlungsanlage nach DIN 4261, Teil 2

� Tropfkörper / � Tauchkörper / � Festbettreaktor / � SBR-Reaktor / � .....................
� Mehrkammerausfaulgrube und Pflanzenkläranlage / Abwasserteich

� .......................................................................................................................................................

Das gereinigte Schmutzwasser soll mittels

� Rohrleitung in ein oberirdisches Gewässer

� Untergrundverrieselung in das Grundwasser

� Sickerschacht in das Grundwasser
(nur bei belüfteter Abwasserbehandlungsanlage nach
DIN 4261, Teil 2)

� Rohrleitung in eine sonstige Anlage eines
Dritten (z.B. Wegeseitengraben)
- Gestattungsvertrag liegt bei -

eingeleitet werden.

Das gesammelte Niederschlagswasser soll mit-
tels

� Rohrleitung in ein oberirdisches Gewässer

� Sickermulde/Sickerteich in das Grundwasser

� Rigolen-Rohrversickerung in das Grund-
wasser

� Mulden-Rigolenversickerung in das Grund-
wasser

� Sickerschacht in das Grundwasser

� Rohrleitung in eine sonstige Anlage eines
Dritten (z.B. Wegeseitengraben)
- Gestattungsvertrag liegt bei -

eingeleitet werden.
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Die Abwässer fallen auf dem Grundstück

Gemarkung ...................................................................., Flur ............................, Flurstück

........................... an.

Die Einleitungsstelle liegt in der

Gemarkung ...................................................................., Flur ............................, Flurstück

............................

..........................................................
(Unterschrift des Antragstellers)

Folgende Unterlagen sind dem Antrag beigefügt.

1. Übersichtsplan: Maßstab 1 : 5.000 (Ausschnitt aus der Grundkarte) - 1-fach -
mit Kennzeichnung des Grundstücks

2. Lageplan: Maßstab 1 : 500 - 4-fach -
Maßstab, Nordpfeil, Gemarkungs-, Flur- und Flurstücksbezeichnungen

Darstellung der Benutzungsstelle und des Gewässers/Grabens.

Genaue Lage der Anlagen, beanspruchte Grundstücke und deren Nachbargrundstücke,

vorhandene Gebäude, Verkehrsflächen, Gewässer mit Fließrichtung

ggf. andere Grundstücksbesonderheiten von wasserwirtschaftlicher Bedeutung, wie Zister-

nen, Brunnen, Teichanlagen, Dungstätten etc.

3. Detailpläne - 4-fach -:

Bemessung und zeichnerische Darstellung der Abwasserbehandlungsanlage

4. Erläuterungsbericht - 4-fach -:

Beschreibung aller mit der Gewässerbenutzung / Benutzung einer Anlage zusammenhän-

genden Einzelheiten.

5. Gestattungsvertrag - 1-fach -: (Da eine Einleitung in eine sonstige Anlage eines Drit-

ten - z.B. Wegeseitengraben - erfolgt).

Vertrag, in dem der Dritte ( ................................................................) der Einleitung von ge-

reinigtem häuslichen Abwasser (und evtl. Niederschlagswasser) zustimmt.


